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§ 6 BauGB

§ 6 BauGB
Genehmigung des Flächennutzungsplans

(1) Der Flächennutzungsplan bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde.

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn der Flächennutzungsplan nicht ordnungsgemäß
zustande gekommen ist oder diesem Gesetzbuch, den auf Grund dieses Gesetzbuchs erlassenen oder
sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht.

(3) Können Versagungsgründe nicht ausgeräumt werden, kann die höhere Verwaltungsbehörde räum-
liche oder sachliche Teile des Flächennutzungsplans von der Genehmigung ausnehmen.

(4) Über die Genehmigung ist binnen drei Monaten zu entscheiden; die höhere Verwaltungsbehörde
kann räumliche und sachliche Teile des Flächennutzungsplans vorweg genehmigen. Aus wichtigen
Gründen kann die Frist auf Antrag der Genehmigungsbehörde von der zuständigen übergeordneten
Behörde verlängert werden, in der Regel jedoch nur bis zu drei Monaten. Die Gemeinde ist von der
Fristverlängerung in Kenntnis zu setzen. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der
Frist unter Angabe von Gründen abgelehnt wird.

(5) Die Erteilung der Genehmigung ist ortsüblich bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung wird
der Flächennutzungsplan wirksam. Jedermann kann den Flächennutzungsplan, die Begründung und
die zusammenfassende Erklärung nach § 6a Absatz 1 einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlan-
gen.

(6) Mit dem Beschluss über eine Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplans kann die Ge-
meinde auch bestimmen, dass der Flächennutzungsplan in der Fassung, die er durch die Änderung oder
Ergänzung erfahren hat, neu bekannt zu machen ist.

Übersicht Rn.

A. Überblick ............................................................................................................................ 1

B. Regelungsgehalt .................................................................................................................. 4

I. Genehmigungspflicht (Abs. 1) ............................................................................................ 4
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A. Überblick

Art. 28 Abs. 2 GG garantiert die Planungshoheit der Gemeinden. Sie allein sind befugt zur
Aufstellung von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen. Diese Selbstverwaltungsgarantie
ist jedoch nur „im Rahmen der Gesetze“ gewährleistet. Deshalb normiert § 6 Abs. 1 BauGB
die Genehmigungspflicht des Flächennutzungsplanes durch die höhere Verwaltungs-
behörde.

Gerechtfertigt ist diese rechtsaufsichtliche Überprüfung1 der gemeindlichen Planungen
durch die umfassende Bedeutung, die dem Flächennutzungsplan als gesamträumliches Ent-

1 Zu Grenzen und Umfang der Kommunalaufsicht grundlegend BVerfG, Beschl. v. 26.10.1994 – 2 BvR 445/91 –
NVwZ 1995, 677.
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B. Regelungsgehalt

wicklungskonzept, welches die Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnis-
sen der Gemeinde in den Grundzügen festlegt,2 aber auch im Rahmen der Koordinierung
mit anderen Fachplanungen zukommt. Auf diese Weise sollen im Rahmen der präventiven
Rechtsaufsicht rechtswidrige Planungen verhindert werden. Fachplanungen anderer öffent-
licher Planungsträger, die am Aufstellungsverfahren für den Flächennutzungsplan beteiligt
waren, haben ihre zukünftigen Planungen an die Vorgaben des Flächennutzungsplanes an-
zupassen, soweit sie diesem nicht widersprochen haben, und sind somit an dessen Vorgaben
gebunden (§ 7 Abs. 1 BauGB). Bebauungspläne sind im Regelfall3 aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickeln (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB) mit der Folge, dass bis auf die in § 10
Abs. 2 BauGB geregelten Fälle auf eine nochmalige Kontrolle der Rechtmäßigkeit des Bebau-
ungsplanes durch die höhere Verwaltungsbehörde verzichtet wird.

§ 6 BauGB enthält die maßgeblichen Regelungen zur Genehmigungsbedürftigkeit, zur
Durchführung des Genehmigungsverfahrens und zur Bekanntmachung der Genehmigung.
Neben der uneingeschränkten, ausdrücklichen Erteilung der Genehmigung gibt § 6 BauGB
den höheren Verwaltungsbehörden auch die Möglichkeit, die Genehmigung insgesamt oder
in Teilen zu versagen oder diese mit Nebenbestimmungen zu versehen. Bleibt die Behörde
gänzlich untätig, tritt eine Genehmigungsfiktion ein.

B. Regelungsgehalt

I. Genehmigungspflicht (Abs. 1)

Nach § 6 Abs. 1 BauGB bedürfen Flächennutzungspläne der Genehmigung der höheren
Verwaltungsbehörde. Dies gilt gem. § 1 Abs. 8 BauGB auch für deren Änderung, Ergänzung
und Aufhebung sowie für bestimmte Arten von Bebauungsplänen, die gem. § 10 Abs. 2
BauGB zu genehmigen sind.

Die Genehmigungspflicht ist als präventive, d.h. vorbeugende Rechtsaufsicht der höhe-
ren Verwaltungsbehörde ausgestaltet. Eine Rechtskontrolle des Planes ist somit nur im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens möglich. Die Mitwirkungs- und Kontrollmöglichkeit der
höheren Verwaltungsbehörde ist mit der Erteilung der Genehmigung abgeschlossen. Insbe-
sondere räumt das BauGB der höheren Verwaltungsbehörde nach der ortsüblichen Bekannt-
machung der Genehmigung eines Bauleitplanes keine Befugnis ein, die bereits bekanntge-
machte Genehmigung zurückzunehmen.4

1. Ausnahmen von der Genehmigungspflicht

Keiner Genehmigungspflicht unterfällt die bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung
gem. § 13a BauGB erforderliche Änderung des Flächennutzungsplanes, dieser ist lediglich
im Wege der Berichtigung anzupassen, § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB. Nach § 246 Abs. 1 Hs. 1
BauGB bedürfen des Weiteren die Flächennutzungspläne in Berlin und Hamburg keiner Ge-
nehmigung. Das Land Bremen kann gem. § 246 Abs. 1 Hs. 2 BauGB bestimmen, ob die Ge-
nehmigung entfällt.5

2. Zuständigkeit

Zuständig für das Genehmigungsverfahren sind die von den Ländern zu bestimmenden hö-
heren Verwaltungsbehörden, regelmäßig die Bezirksregierungen bzw. die Regierungs-

2 BVerwG, Urt. v. 24.11.2010 − 9 A 13/09 – NVwZ 2011, 680.
3 Zu den Abweichungsmöglichkeiten siehe § 8 BauGB.
4 BVerwG, Urt. v. 21.11.1986 – 4 C 22/83 – BauR 1987, 171.
5 Das Land Bremen hat von dieser Wahlmöglichkeit Gebrauch gemacht, die Genehmigungspflicht entfällt, siehe § 1

des Gesetzes über den Wegfall von Genehmigungen und Zustimmungen nach dem BauGB.
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§ 6 BauGB

präsidien, bei Übertragung der Zuständigkeit gem. § 203 Abs. 3 BauGB jedoch auch die
Landratsämter oder andere staatliche Behörden.6

Vorschriften zur Genehmigungszuständigkeit für gemeinsame Flächennutzungspläne oder
von einem Planungsverband aufgestellte Flächennutzungspläne sind darüber hinaus in
§ 203 Abs. 4 BauGB enthalten.

3. Feststellungsbeschluss

Obwohl in § 6 BauGB nicht geregelt, ist Voraussetzung für die Stellung des Genehmigungs-
antrages ein vorheriger Beschluss über den Flächennutzungsplan (regelmäßig Feststel-
lungsbeschluss genannt) durch die Gemeinde.7 Da das BauGB keine Regelungen zur sach-
lichen Zuständigkeit des jeweils in Betracht kommenden Gemeindeorgans trifft, findet hier
das jeweilige Landesrecht – die Gemeindeordnungen und das Ortsrecht – Anwendung.8

Danach ist regelmäßig die Gemeindevertretung für die Beschlussfassung zuständig, und
eine Übertragung auf Ausschüsse unzulässig.9 Bei der Beschlussfassung sind darüber hinaus
die kommunalrechtlichen Vorgaben zu beachten, insbesondere was die Mitwirkungsmög-
lichkeiten befangener Gemeinderatsmitglieder anbelangt.10

4. Antragsunterlagen

Dem Antrag auf Genehmigung sind

• der Flächennutzungsplan samt Begründung,

• die gem. § 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht be-
rücksichtigten Stellungnahmen sowie

• eine Stellungnahme der Gemeinde hierzu

beizufügen.

Landesrechtlich ist teilweise im Rahmen von Verwaltungsvorschriften/Erlassen geregelt, wie
die einzureichenden Unterlagen beschaffen sein müssen,11 und welche weiteren Unterla-
gen12 dem Antrag beizufügen sind, damit dieser vollständig und somit für die Genehmi-
gungsbehörde prüffähig ist.

II. Versagung der Genehmigung (Abs. 2)

§ 6 Abs. 2 BauGB regelt den Prüfungsumfang der Genehmigungsbehörde. Danach darf
die Genehmigung nur versagt werden, wenn der Flächennutzungsplan

• nicht ordnungsgemäß zustande gekommen ist,13

• den Vorschriften des BauGB oder

• auf dessen Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften (insbesondere der BauNVO und
PlanZV14) oder

6 Beispielsweise in Bayern: Gem. Art. 53 Abs. 1 BayBO ist höhere Bauaufsichtsbehörde die Regierung, jedoch
wurde die Zuständigkeit bei kreisangehörigen Gemeinden gem. § 2 Abs. 1 ZustVBau mit Ausnahme der Großen
Kreisstädte, § 2 Abs. 2 ZustVBau, auf das Landratsamt übertragen.

7 Siehe § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB.
8 BVerwG, Beschl. v. 3.10.1984 – 4 N 1/84 – NVwZ 1985, 487.
9 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Krautzberger, § 6 Rn. 23; im Unterschied zu Bebauungsplänen, vgl. in

Bayern insoweit Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Hs. 2 BayGO.
10 Zur Mitwirkung eines befangenen Gemeinderatsmitglieds, OVG Münster, Urt. v. 24.2.1995 – 10a NE 40/90 –

NVwZ-RR 1996, 220.
11 Siehe z.B. die Verwaltungsvorschriften zur Herstellung von Planunterlagen für Bauleitpläne, Vorhaben- und Er-

schließungspläne sowie für Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB des Landes Brandenburg.
12 Siehe beispielsweise Nr. 34.4.2 der Verwaltungsvorschriften zum Baugesetzbuch (VV-BauGB) des Landes Nieder-

sachsen, Abschnitt 34 VV-BauGB, der eine umfangreiche Aufstellung der beizufügenden Unterlagen enthält.
13 Bspw. bei Fehlern im Rahmen der Auslegung, BVerwG, Beschl. v. 15.9.2015 – 4 B 41.15 – BeckRS 2015, 53204.
14 Zur Frage der Bestimmtheit bei einer von der PlanZV abweichenden Verwendung von Planzeichen, OVG Saar-

louis, Urt. v. 19.3.2015 – 2 C 382/13 – BeckRS 2015, 44226.
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• sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht, u.a.

– Landschafts- und Naturschutzrecht, z.B. ausgewiesene Landschafts- oder Wasser-
schutzgebiete15,

– immissionsschutzrechtlichen Vorgaben,

– Darstellungen aus Regionalplänen16,

– aber auch höherrangigem Recht wie die Vogelschutzrichtlinie oder die Flora-Fauna-
Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie).17

Die Kontrolle durch die Genehmigungsbehörde hat sich auf die Rechtsaufsicht zu beschrän-
ken, d.h. eine Überprüfung ist nur hinsichtlich der Rechtmäßigkeit, nicht jedoch auch hin-
sichtlich der Zweckmäßigkeit zulässig.

Sie erstreckt sich somit auf die formelle und inhaltliche Rechtmäßigkeit des Planes, also
insbesondere auf

• die Einhaltung der Verfahrens- und Formvorschriften (z.B. einzuhaltendes Verfahren,
Planunterlagen, Verfahrensvermerke, Planzeichen, etc.), aber auch die Vorschriften des
Landeskommunalrechtes, wie die Beschlussfähigkeit der Gemeindevertretung, der Aus-
schluss von befangenen Mitgliedern,18 ein Verstoß gegen den Öffentlichkeitsgrundsatz
der Sitzung,19 etc.;

• die Überprüfung auf materiell-rechtliche Fehler.

Der Plan muss somit inhaltlich den Anforderungen des BauGB oder sonstigen Rechtsvor-
schriften entsprechen. Zu prüfen ist also u.a., ob

• er seinem Inhalt nach zulässig ist,

• die Planung erforderlich war (§ 1 Abs. 3 BauGB),20

• die Ziele der Raumordnung und Landesplanung beachtet wurden (§ 1 Abs. 4 BauGB),

• eine ordnungsgemäße Abwägung der öffentlichen und privaten Belange nach § 1 Abs. 7
BauGB erfolgt ist.21

Bei dieser Prüfung sind auch diejenigen Fehler maßgeblich, die sich im Rahmen der Planer-
haltungsvorschriften der §§ 214 und 215 BauGB nicht auf die Rechtswirksamkeit des Planes
auswirken, s. § 216 BauGB.

Ist der Flächennutzungsplan somit formell und materiell rechtmäßig, hat die Gemeinde ei-
nen Rechtsanspruch auf Erteilung der Genehmigung, ansonsten ist die Genehmigung zu
versagen.

Vor der Versagung derselben hat die Genehmigungsbehörde jedoch zu prüfen, ob etwaige
Versagungsgründe durch ein teilweises Ausnehmen von räumlichen oder sachlichen Fest-
setzungen des Flächennutzungsplanes22 oder durch die Erteilung von Auflagen oder Maßga-
ben23 in der Genehmigung ausgeräumt werden können.24 Voraussetzung hierfür ist, dass
die Grundkonzeption der Planung hierdurch nicht in Frage gestellt wird.

Dem Bescheid ist eine entsprechende Rechtsbehelfsbelehrung gem. § 211 BauGB beizu-
fügen.

15 VGH München, Urt. v. 27.9.2013 – Vf. 15-VII-12 – juris.; VGH München, Beschl. v. 1.2.2013 – 15 ZB 11.970 –
BeckRS 2013, 47315.

16 VGH München, Beschl. v. 1.2.2013 – 15 ZB 11.970 – juris.
17 OVG Lüneburg, Urt. v. 14.9.2000 – 1 L 2153/99 – BRS 63 Nr. 15.
18 Vgl. Fn. 10.
19 VGH München, Urt. v. 26.1.2009 – 2 N 08.124 – BeckRS 2009, 36213.
20 VGH München, Beschl. v. 14.1.2013 – 15 ZB 11.2566 – BeckRS 2013, 46133.
21 OVG Lüneburg, Urt. v. 1.9.2005 – 1 LC 107/05 – BeckRS 2005, 29523.
22 Vgl. Rn. 22.
23 Vgl. Rn. 31.
24 OVG Münster, Urt. v. 30.9.2009 – 10 A 1676/08 – BauR 2010, 426.
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Praxishinweis

Geprüft werden muss, ob ein vorheriges Widerspruchsverfahren für die Zulässig-
keit eines Klageverfahrens gem. den landesrechtlichen Vorgaben (insbesondere in
den Ausführungsgesetzen der Länder zur VwGO) entbehrlich ist oder nicht.25

Im Falle der Versagung der Genehmigung kann die Gemeinde hiergegen im Wege der Ver-
pflichtungsklage (Versagungsgegenklage) vorgehen, da der Ablehnungsbescheid für diese
einen selbständigen belastenden Verwaltungsakt darstellt.26 Für Dritte ist die Genehmigung
bzw. deren Versagung nicht anfechtbar.27

Der gerichtlichen Entscheidung ist die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der gerichtlichen
Entscheidung zugrunde zu legen.28 So ist ein Flächennutzungsplan, dessen Darstellungen ei-
nem im Genehmigungs- bzw. Gerichtsverfahren in Kraft getretenen Ziel der Raumordnung
widersprechen, nicht genehmigungsfähig.29 Für die Beurteilung der Abwägungsentschei-
dung hingegen ist auf den Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bauleitplan abzustel-
len.30

III. Ausnehmen von räumlichen oder sachlichen Teilen des Flächennutzungsplanes
(Abs. 3)

Bei der Genehmigung handelt es sich um einen gebundenen Verwaltungsakt, d.h., der Ge-
nehmigungsbehörde steht kein Ermessenspielraum zu, diese trotz Nichtvorliegen der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen zu erteilen. Sie hat jedoch gem. § 6 Abs. 3 BauGB die Mög-
lichkeit, statt einer gänzlichen Versagung der Genehmigung selbständig sachliche oder
räumliche Teile des Flächennutzungsplanes von der Genehmigung auszunehmen, wenn

• für diese Teile die Versagungsgründe nicht ausgeräumt werden können31 und

• sich die ausgenommenen Teile nicht auf den übrigen Inhalt des Flächennutzungsplanes
auswirken können.32

Letzteres ist beispielsweise dann anzunehmen, wenn die von der Genehmigung ausgenom-
mene Teilfläche nicht beplant werden kann, ohne dass dadurch die Planung des bereits ge-
nehmigten Teils des Flächennutzungsplans in Frage gestellt wird, oder auch dann, wenn der
genehmigte erste Teilbereich derart mit dem ausgenommenen zweiten Teil des Planes ver-
knüpft ist, dass er ohne gleichzeitige Geltung des zweiten Teils an einem Abwägungsfehler
i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB leidet.33 Ein solcher sachlicher Zusammenhang zu den übrigen Tei-
len eines Flächennutzungsplanes liegt z.B. dann nicht vor, wenn für einen räumlich begrenz-
ten Standort Flächen für ein bestimmtes, ebenfalls abgrenzbares Vorhaben, wie beispiels-
weise Flächen für Windkraftanlagen, ausgewiesen werden.34

Nimmt die Genehmigungsbehörde ohne einen entsprechenden Antrag der planenden Ge-
meinde Teile des Flächennutzungsplanes von der Genehmigung aus, so ist diese gem. § 28
VwVfG vorher anzuhören.35

25 Siehe beispielsweise Art. 15 Abs. 2 AG VwGO Bayern, wonach ein Vorverfahren nach § 68 VwGO entfällt.
26 BVerwG, Urt. v. 12.12.1969 – IV C 105.66 – juris.
27 OVG Lüneburg, Beschl. v. 24.8.2016 – 12 ME 147/16 – BauR 2016, 2128.
28 OVG Münster, Urt. v. 30.9.2009 – 10 A 1676/08 – BauR 2010, 426.
29 BVerwG, Beschl. v. 8.3.2006 – 4 B 75/05 – NVwZ 2006, 932.
30 OVG Münster, a.a.O.
31 Aufgrund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes kommt eine Teilgenehmigung bzw. Teilversagung nur dann in

Betracht, wenn sich bestehende Fehler auch und insbesondere während des laufenden Genehmigungsverfahrens
nicht mit milderen Mitteln ausräumen lassen, OVG Münster, Urt. v. 30.9.2009 – 10 A 1676/08 – BeckRS 2009,
39379.

32 BVerwG, Beschl. v. 3.10.1984 – 4 N 1.84 – NVwZ 1985, 487.
33 BVerwG, a.a.O.
34 OVG Lüneburg, Urt. v. 14.9.2000 – 1 L 2153/99 – BRS 63 Nr. 15.
35 Vgl. Heyn, UPR 2019, 365 m.w.N.
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Mit der Erteilung der Teilgenehmigung ist das Genehmigungsverfahren abgeschlossen, so
dass eine Genehmigungsfiktion gem. § 6 Abs. 4 Satz 4 BauGB für den ausgenommenen
Teilbereich nicht mehr eintreten kann. Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB bleibt jedoch die Ver-
pflichtung der Gemeinde bestehen, auch für die von der Genehmigung ausgenommenen
Teile des Flächennutzungsplanes eine genehmigungsfähige Planung zu schaffen.36

IV. Erteilung der Genehmigung (Abs. 4)

§ 6 Abs. 4 BauGB dient der Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens bis zur Entschei-
dung über den Genehmigungsantrag. Die höhere Verwaltungsbehörde muss über die Ertei-
lung der Genehmigung binnen drei Monaten entscheiden. Die Frist für die Erteilung der
Genehmigung beginnt dann zu laufen, wenn der Antrag bei der höheren Verwaltungsbe-
hörde eingegangen37 und grundsätzlich prüffähig ist. Unschädlich ist, wenn einzelne Prüf-
unterlagen nicht vollständig vorliegen.38

Die 3-Monats-Frist kann auf Antrag der Genehmigungsbehörde von der zuständigen über-
geordneten Behörde in der Regel um bis zu drei Monate verlängert werden, wenn hierfür
wichtige Gründe vorliegen. Ein solcher ist unter anderem dann gegeben, wenn aufgrund
des besonderen Umfangs oder der besonderen Komplexität der durch den Plan aufgeworfe-
nen Fragen nicht innerhalb der Regelfrist von drei Monaten entschieden werden kann.39

Über die Gewährung der Fristverlängerung ist die Gemeinde zu informieren, um insbeson-
dere zu verhindern, dass diese vom Eintritt der Genehmigungsfiktion ausgeht.40

Sofern innerhalb der – ggf. verlängerten – 3-Monats-Frist nicht über den Genehmigungsan-
trag entschieden und eine mit einer Begründung versehene Ablehnung erfolgt ist, gilt die
beantragte Genehmigung nach Fristablauf als erteilt, § 6 Abs. 4 Satz 4 BauGB (Genehmi-
gungsfiktion).

Nach § 6 Abs. 4 Satz 1 BauGB können statt einer sofortigen umfassenden Erteilung der Ge-
nehmigung auch räumliche oder sachliche Teile des Flächennutzungsplanes vorweg ge-
nehmigt werden. Dies ist jedoch nur dann zulässig, wenn für den offen bleibenden Teil eine
Genehmigung noch erwartet werden kann.

Praxishinweis

Die Genehmigungsfiktion gem. § 6 Abs. 4 Satz 4 BauGB tritt nicht nur dann ein,
wenn die Genehmigungsbehörde völlig untätig bleibt, sondern auch dann, wenn
diese von der Möglichkeit der Vorweggenehmigung von räumlichen oder sachlichen
Teilen gem. § 6 Abs. 4 Satz 1 2. Hs. BauGB Gebrauch macht und anschließend hin-
sichtlich der offen bleibenden Teile keine Entscheidung trifft. Aus diesem Grund hat
die Vorweggenehmigung nur noch geringe praktische Bedeutung.41 Die Genehmi-
gungsbehörde sollte hier eine Genehmigung erteilen und bestimmte räumliche oder
sachliche Teile gem. § 6 Abs. 3 BauGB ausnehmen.

Im Falle der Versagung der Genehmigung ist dies schriftlich zu begründen, § 39 LVwVfG.
Denn mit dieser Verpflichtung zur Begründung der Ablehnungsentscheidung soll sicherge-
stellt werden, dass die Genehmigungsbehörde nicht nur vorsorglich die Genehmigung ver-
sagt, um den Eintritt der Genehmigungsfiktion zu verhindern. Die Begründung muss sich mit
den konkreten Umständen auseinandersetzen und den Rechtsfehler unter Bezeichnung der

36 Battis/Krautzberger/Löhr/Reidt, § 6 Rn. 12.
37 VGH München, Urt. v. 9.8.1994 – 20 B 92.3893 – BayVBl. 1995, 662.
38 So OVG Greifswald, Urt. v. 15.4.1999 – 3 K 36/97 – NVwZ 2000, 826; zu den allgemeinen Anforderungen

Battis/Krautzberger/Löhr/Reidt, § 6 Rn. 9; Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Krautzberger, § 6 Rn. 43.
39 BVerwG, Beschl. v. 8.3.2006 – 4 B 75/05 – BauR 2006, 1087.
40 Die Unterrichtung der Gemeinde ist allerdings keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die Verlängerung der Frist,

vgl. Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Krautzberger, § 6 Rn. 51 m.w.N.
41 Battis/Krautzberger/Löhr/Reidt, § 6 Rn. 8.
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verletzten Rechtsnorm benennen. Nicht ausreichend ist eine lediglich pauschale, formel-
hafte Begründung.42

V. Genehmigung unter Nebenbestimmungen

Neben der nur teilweisen Genehmigung des Flächennutzungsplanes hat die Genehmi-
gungsbehörde die Möglichkeit, die Genehmigung aufgrund der Regelungen in § 36 Abs. 1
der Landesverwaltungsverfahrensgesetze mit Nebenbestimmungen zu verbinden, um
hierdurch Versagungsgründe auszuräumen.

In Frage kommen hier insbesondere Auflagen und Maßgaben.43 Mit Auflagen können je-
doch i.d.R. nur untergeordnete, formelle oder redaktionelle Mängel der Planung ausge-
räumt werden. Denkbar sind somit u.a. Ergänzungen oder Korrekturen der Planzeichen oder
der Planzeichenerklärung sowie eine inhaltliche Ergänzung der Begründung des Flächennut-
zungsplans.

Eine Genehmigung unter einer Maßgabe kommt insbesondere dann in Betracht, wenn der
Planung entgegen stehende gesetzliche Versagungsgründe ausgeräumt werden sollen.44 Da
die Genehmigungsbehörde das der Gemeinde zustehende planerische Ermessen nicht durch
ihr eigenes ersetzen darf,45 findet eine Maßgabe regelmäßig aber nur dann Anwendung,
wenn zur Ausräumung der Versagungsgründe nur eine bestimmte Möglichkeit der Problem-
lösung in Frage kommt,46 z.B. eine textliche Darstellung in der Planurkunde nach den Vorga-
ben der Genehmigungsbehörde neu gefasst werden soll.

Wird die Genehmigung unter einer Nebenbestimmung (Auflage, Maßgabe, etc.) erteilt, die
über rein redaktionelle Korrekturen hinausgeht, muss die Gemeinde diese umsetzen, damit
der Flächennutzungsplan wirksam werden kann. Da durch diese eine Änderung des Rege-
lungsgehaltes einzelner planerischer Darstellungen erfolgt, muss von der Gemeinde ein so-
genannter Beitrittsbeschluss gefasst werden.47 Mit einem solchen Beitrittsbeschluss er-
kennt die Gemeinde die Vorgabe der Genehmigungsbehörde als verbindlich an. Diese Vor-
gaben werden verbindlicher Bestandteil der Planung. Ohne den Beitrittsbeschluss kann der
Bauleitplan grundsätzlich nicht wirksam werden.48

Praxishinweis

Zur Vorbereitung des Beitrittsbeschlusses kann eine erneute Öffentlichkeits- und
Behördenbeteiligung erforderlich werden, d.h. der Entwurf des Bauleitplans ist
erneut auszulegen und die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind ein-
zuholen. Ein solches erneutes Beteiligungsverfahren ist dann nicht erforderlich, wenn
eine nochmalige Gelegenheit zur Stellungnahme eine bloße Förmlichkeit ist.49

VI. Bekanntmachung der Genehmigung (Abs. 5)

Die Erteilung der Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde – nicht deren Wort-
laut – ist ortsüblich bekannt zu machen. Erst mit deren Bekanntmachung wird der Flä-
chennutzungsplan wirksam, auch wenn der Flächennutzungsplan keine Rechtsnorm dar-
stellt und damit rechtlich nicht angreifbar ist. Die ortsübliche Bekanntmachung richtet sich
nach dem jeweiligen Landesrecht.

42 OVG Münster, Urt. v. 30.9.2009 – 10 A 1676/08 – BauR 2010, 426.
43 OVG Münster, a.a.O.
44 BVerwG, Beschl. v. 14.4.2010 – 4 B 78/09, Rn. 75, juris m.w.N.
45 OVG Münster, Urt. v. 21.12.1971 – 7 A 1002/69 – BauR 1972, 220.
46 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Krautzberger, § 6 Rn. 75.
47 BVerwG, Beschl. v. 14.8.1989 – 4 NB 24/88 – NVwZ-RR 1990, 123.
48 BGH, Beschl. v. 28.4.1994 – III ZR 129/93 – NVwZ-RR 1994, 561.
49 BVerwG, Beschl. v. 14.4.2010 – 4 B 78/09 – BauR 2010, 1169.
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Wurde die Genehmigung nach § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekanntgemacht, scheidet eine
Rücknahme oder ein Widerruf derselben durch die Genehmigungsbehörde nach den Vor-
schriften des jeweiligen Landesverwaltungsverfahrensrechtes aus.50

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht
und zur Umsetzung des neuen Zusammenlebens in der Stadt51 wurde der bisherige § 6
Abs. 5 Satz 3 BauGB – wonach die Gemeinde eine zusammenfassende Erklärung zum Flä-
chennutzungsplan zu erstellen hat – gestrichen. Diese Regelung erfolgt nunmehr in § 6a
Abs. 1 BauGB.52

Nachdem nicht der gesamte Flächennutzungsplan, sondern nur dessen Genehmigung be-
kanntgemacht werden muss, räumt § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB jedermann ein Einsichts- und
Auskunftsrecht bezüglich des Planes, seiner Begründung und der zusammenfassenden Er-
klärung ein.

VII. Neubekanntmachung des Planes (Abs. 6)

§ 6 Abs. 6 BauGB enthält die lediglich deklaratorische Regelung, dass die Gemeinde mit
dem Beschluss über eine Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplanes auch den
Flächennutzungsplan als Ganzes in der Fassung, die er durch die Änderung oder Ergänzung
erfahren hat, neu bekannt machen kann. Aus der Bekanntmachung nach § 6 Abs. 5 Satz 1
BauGB muss der räumliche Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans hinrei-
chend deutlich werden.53

50 BVerwG, Urt. v. 21.11.1986 – 4 C 22/83 – BauR 1987, 171.
51 BGBl I S. 1057.
52 Siehe hierzu die Kommentierung zu § 6a Abs. 1 BauGB.
53 OVG Lüneburg, Urt. v. 5.3.2018 – 12 KN 144/17 – NVwZ-RR 2018, 687; OVG Münster, Urt. v. 6.12.2017 – 7 D

100/15, BeckRS 2017, 139058.
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§ 6a BauGB

§ 6a BauGB
Einstellen in das Internet

(1) Dem wirksamen Flächennutzungsplan ist eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die
Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten
gewählt wurde.

(2) Der wirksame Flächennutzungsplan mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung
soll ergänzend auch in das Internet eingestellt und über ein zentrales Internetportal des Landes zu-
gänglich gemacht werden.

Übersicht Rn.

A. Überblick ............................................................................................................................ 1

B. Regelungsgehalt .................................................................................................................. 2

I. Zusammenfassende Erklärung (Abs. 1) ................................................................................ 2

II. Einstellen in das Internet (Abs. 2) ........................................................................................ 3

A. Überblick

Der mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur
Umsetzung des neuen Zusammenlebens in der Stadt1 eingefügte § 6a BauGB übernimmt in
Abs. 1 die bisher in § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB enthaltene Verpflichtung zu einer Erstellung ei-
ner zusammenfassenden Erklärung zum Flächennutzungsplan. Mit Abs. 2 neu eingeführt
wurden Regelungen zur Einstellung von Flächennutzungsplänen samt Begründung und zu-
sammenfassender Erklärung in ein Internetportal des Landes.

Entsprechende Regelungen trifft § 10 a BauGB für den Bebauungsplan.

B. Regelungsgehalt

I. Zusammenfassende Erklärung (Abs. 1)

Nach § 6a Abs. 1 BauGB hat die Gemeinde neben der Begründung zum Flächennutzungs-
plan (siehe § 5 Abs. 5 BauGB) eine zusammenfassende Erklärung zu erstellen.

In die zusammenfassende Erklärung sind Angaben darüber aufzunehmen,

– in welcher Art und Weise die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und
Behördenbeteiligung im Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden,

– und aus welchen Gründen im Rahmen der Abwägung eine Entscheidung für die kon-
krete Planungsvariante erfolgte.

Bei der zusammenfassenden Erklärung handelt es sich um eine vor allem für das Planver-
ständnis der Öffentlichkeit hilfreiche Darstellung.2 § 214 BauGB knüpft an das Fehlen oder
die Unvollständigkeit der zusammenfassenden Erklärung keine Rechtsfolgen.

1 BGBl I S. 1057.
2 Battis/Krautzberger/Löhr/Reidt, § 10a Rn. 2.
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II. Einstellen in das Internet (Abs. 2)

Flächennutzungspläne sollen – ebenso wie Bebauungspläne – mit der Begründung und der
zusammenfassenden Erklärung in das Internet eingestellt und über zentrale Internetportale
der Länder zugänglich gemacht werden. Eine Verpflichtung zur Einstellung und Zugänglich-
machung besteht jedoch nicht.3

Durch die Zugänglichmachung im Internet soll die Nutzung der Informationen aus der Bau-
leitplanung für raumbezogene Entscheidungen erleichtert werden.4

Hierfür richten die Länder zentrale Internetportale ein, § 20 Abs. 1 UVPG. Auf diesen Inter-
netportalen werden neben den nach den Vorgaben des UVPG bekanntzumachenden Unter-
lagen auch die nach den Regelungen des BauGB in das Internet einzustellenden Informatio-
nen und Unterlagen öffentlich zugänglich gemacht.5

Zentrales Internetportal des Landes im Sinne der vorgenannten Vorschrift ist z.B. für Rhein-
land-Pfalz das GeoPortal.rlp (www.geoportal.rlp.de)6.

Beispiel

3 BT-Drs. 18/10942, S. 46 zum inhaltsgleichen § 10 a BauGB.
4 BT-Drs. 18/10942, S. 44.
5 BT-Drs. 18/11499, S. 91.
6 Gemeinsames Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen und des Ministeriums des Innern und für Sport

Rh.-Pf. v. 12.7.2017 (4531-20).
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A. Überblick

§ 6a BauNVO
Urbane Gebiete

(1) Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozia-
len, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Die Nut-
zungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein.

(2) Zulässig sind

1. Wohngebäude,

2. Geschäfts- und Bürogebäude,

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden

1. Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in
Kerngebieten allgemein zulässig sind,

2. Tankstellen.

(4) Für urbane Gebiete oder Teile solcher Gebiete kann festgesetzt werden, dass in Gebäuden

1. im Erdgeschoss an der Straßenseite eine Wohnnutzung nicht oder nur ausnahmsweise zulässig ist,

2. oberhalb eines im Bebauungsplan bestimmten Geschosses nur Wohnungen zulässig sind,

3. ein im Bebauungsplan bestimmter Anteil der zulässigen Geschossfläche oder eine im Bebauungs-
plan bestimmte Größe der Geschossfläche für Wohnungen zu verwenden ist, oder

4. ein im Bebauungsplan bestimmter Anteil der zulässigen Geschossfläche oder eine im Bebauungs-
plan bestimmte Größe der Geschossfläche für gewerbliche Nutzungen zu verwenden ist.
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A. Überblick

Mit dieser Vorschrift soll das Bauen in stark verdichteten städtischen Gebieten erleichtert
werden, ohne dabei das dort grundsätzlich hohe Lärmschutzniveau aufzugeben. Insbeson-
dere vereinfacht die Vorschrift den Bau von Wohnraum auch dort, wo er aus baurechtlichen
Gründen bislang nicht oder nur ausnahmsweise oder nur in einem bestimmten Mischungs-
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§ 6a BauNVO

verhältnis zulässig war, z.B. im Kerngebiet im Hinblick auf § 7 Abs. 2 Nr. 6 und 7 BauNVO.
Denn zum MK hat die Rechtsprechung entschieden, dass Gebiete, in denen allgemein und
überall gewohnt wird, keine Kerngebiete i.S.d. § 7 BauNVO sind.1 Mit dem urbanen Gebiet
soll eine kleinteilige Nutzungsmischung ermöglicht werden, angesiedelt zwischen Mischge-
biet und Kerngebiet. Mit der Schaffung dieser neuen Gebietskategorie soll der Handlungs-
spielraum der Kommunen erweitert und ihnen ein Instrument zur Verfügung gestellt wer-
den, mit dem sie insbesondere in innerstädtischen Gebieten planerisch eine nutzungsge-
mischte „Stadt der kurzen Wege“ verwirklichen können.2 § 6a findet nicht nur in größeren
Gemeinden und Städten Anwendung.3

Praxishinweis

Im Fall der Bestandsüberplanung dürfte das urbane Gebiet einer Mischgebiets-
ausweisung vorzuziehen sein, weil es ein flexibleres Mischungsverhältnis ermöglicht.

B. Regelungsgehalt

I. Gebietscharakter, Zweckbestimmung (Abs. 1)

Das urbane Gebiet ist eine planerische Alternative sowohl zum Mischgebiet wie zum Kern-
gebiet. Neben dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben sollen auch so-
ziale, kulturelle und andere Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören,
ausgewiesen werden. Nach herrschender Meinung muss neben einer Wohnnutzung und ei-
ner gewerblichen Nutzung nicht noch eine dritte Nutzungsart zwingend vorgesehen wer-
den, um ein MU festsetzen zu können.4 Abweichend vom Mischgebiet ist im urbanen Gebiet
keine gleichwertige bzw. gleichgewichtige Nutzungsmischung erforderlich.5 Verlassen wird
die Bandbreite der typischen Nutzungsarten des MU, wenn eine der beiden Hauptnutzungs-
arten als eigenständige Nutzung im Gebiet weitestgehend verdrängt wird und keine das Ge-
biet städtebaulich mitprägende Funktion aufweist.

In Verbindung mit den einschränkenden Festsetzungsmöglichkeiten des Abs. 4 sowie den
Regelungen in § 1 Abs. 5 bis 9 BauNVO gibt § 6a der planenden Gemeinde einen noch wei-
teren Spielraum, im Interesse einer intakten Quartiersentwicklung Nutzungsmischungen
vorzugeben und Nutzungen einzuschränken. Aus dem hohen Maß an Flexibilität ergibt sich
aber auch das planerische Problem, urbane Gebiet gegenüber allgemeinen Wohngebieten,
Mischgebieten und Kerngebieten abzugrenzen. Für bereits bestehende oder neu zu pla-
nende Stadtteilzentren wird das urbane Gebiet auch als Alternative zur Kerngebietsfestset-
zung in Betracht kommen, wenn ein hoher Anteil an Wohnnutzung entweder bereits vor-
handen oder erwünscht ist. Nicht nur das Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe soll
den Gebietscharakter bestimmen, sondern auch die dichte Bebauung, die mit einer Ge-
schossflächenzahl gemäß § 17 BauNVO von 3,0 ebenso hoch liegt, wie im Kerngebiet, und
wesentlich über den im Mischgebiet maßgeblichen Orientierungswert von 1,2 hinausgeht.
Gerade im Bereich bestehender Stadtteilzentren finden sie häufig städtebauliche Strukturen,
die sich für die Festsetzung als urbanes Gebiet eignen, etwa aufgelassene Produktions- und
Bürostandorte oder sonstige Umwandlungsareale mit städtebaulichen Defiziten. In der Ge-
setzesbegründung wird dazu ausgeführt, dass „kurze Wege“ eine größere bauliche Dichte
erfordern und deshalb beim urbanen Gebiet gegenüber den anderen Baugebieten ein er-

1 Vgl. z.B. VGH München, Beschl. v. 17.7.2013 – 14 ZB 12.1153 – BauR 2014, 810.
2 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen

Zusammenlebens in der Stadt v. 8.3.2017, Drs. 18/11439.
3 VGH München, Beschl. v. 28.10.2019 – 1 CS 19.1882 – BeckRS 2019, 27506.
4 Fricke/Blasius, BauR 2018, S. 749, 752 m.w.N.
5 Siehe dazu die Kommentierung bei § 6 Rn. 2.

1590 Hauth/Biedermann



B. Regelungsgehalt

höhtes Maß der baulichen Nutzung anzusetzen ist.6 Diese Zielsetzung wurde umgesetzt, in-
dem in § 17 BauNVO die Orientierungswerte der GRZ auf 0,8 und der GFZ auf 3,0 festgelegt
wurden.

Praxishinweis

Das urbane Gebiet soll vor allem für dicht besiedelte Großstädte zu einem Werkzeug
werden, mit dem dort das Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe mit einer
hohen baulichen Dichte gefördert werden kann, unter Einbindung von sozialen und
kulturellen Einrichtungen, die jedoch nicht kumulativ vorhanden sein müssen.

Die Besonderheit des urbanen Baugebiets besteht darin, dass das Wohnen zur Tagzeit einem
höheren Duldungsgrad durch Störungen unterliegt, als dies im Mischgebiet zulässig wäre.7

Die unterschiedlichen Nutzungen haben eine erhöhte Duldungslast für die Wohnnutzung,
aber vice versa ein erhöhtes Lärmpotential für Gewerbebetriebe zur Folge. Demzufolge
wurde die TA-Lärm geändert und das zulässige Lärmniveau im urbanen Gebiet auf 63 dB(A)
tags und 45 dB(A) nachts festgesetzt. Die ursprünglich angedachte Erhöhung des nächtli-
chen Immissionsrichtwertes auf 48 dB(A), die tatsächlich Lärmkonflikte zur Nachtzeit hätte
bewältigen können, wurde nicht umgesetzt. Die Bewohner des urbanen Gebietes müssen
die gebietstypischen Störungen (z. B. Geschäfts-, Sport-, Freizeit- und Verkehrslärm) in Kauf
nehmen.8

Praxishinweis

Die Anhebung der Immissionsrichtwerte gemäß TA-Lärm um 3 dB(A) tags in einem
urbanen Gebiet gegenüber dem Mischgebiet eröffnet der planenden Gemeinde wei-
tere Spielräume.

II. Allgemein zulässige Anlagen (Abs. 2)

1. Wohngebäude (Abs. 2 Nr. 1)

Anders als im Kerngebiet sind im urbanen Gebiet auch Gebäude zulässig, die zu 100 % dem
Wohnen dienen. Sollen die Erdgeschosszonen zur Belebung von Plätzen von einer Wohnnut-
zung freigehalten werden, müssen entsprechende Festsetzungen nach Abs. 4 getroffen wer-
den.

2. Geschäfts- und Büorgebäude (Abs. 2 Nr. 2)

Da sowohl für bereits bestehende wie für neu zu planende Stadtteilzentren das urbane Ge-
biet auch als Alternative zur Kerngebietsfestsetzung dienen soll, sind (selbstverständlich)
auch Geschäfts- und Bürogebäude zulässig. Wie Abs. 1 ausdrücklich betont, muss die Nut-
zungsmischung nicht gleichgewichtig sein. Die Begrenzung erfolgt durch die Zweckbestim-
mung, wonach urbane Gebiete sowohl dem Wohnen als auch der Unterbringung von Ge-
werbebetrieben dienen. Wie im Kerngebiet sind auch hier zentrale Einrichtungen von Ver-
waltung und Wirtschaft zulässig.

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes (Abs. 2 Nr. 3)

Hier übernimmt der § 6a die Formulierung in § 6 Abs. 2 Nr. 3. Auf die dortige Kommentie-
rung darf verwiesen werden.

6 BT-Drs. 18/10942, 58.
7 Vgl. dazu BVerwG, Urt. v. 12.12.1975 – 4 C 71.73 – BVerwGE 50, 49.
8 So auch Fickert/Fieseler, § 6a Rn. 11.
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§ 6a BauNVO

4. Sonstige Gewerbebetriebe (Abs. 2 Nr. 4)

Hier übernimmt der § 6a die Formulierung in § 6 Abs. 2 Nr. 4. Auf die dortige Kommentie-
rung darf verwiesen werden.

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke (Abs. 2 Nr. 5)

Hier übernimmt der § 6a die Formulierung in § 6 Abs. 2 Nr. 5. Auf die dortige Kommentie-
rung darf verwiesen werden.

III. Ausnahmen (Abs. 3)

Neben Tankstellen können ausnahmsweise zugelassen werden die nicht kerngebietstypi-
schen Vergnügungsstätten, also z.B. Spielhallen bis maximal ca. 100 m² Nutzfläche.9

IV. Besondere Festsetzungen (Abs. 4)

Für urbane Gebiete räumt Art. 6a Abs. 4 den Kommunen besondere Festsetzungsmöglich-
keiten ein, um die angestrebte Nutzungsmischung in verschiedene Richtungen zu lenken
und sowohl gewerbliche Nutzungen wie auch das Wohnen im bestehenden Umfang zu er-
halten und weiter zu entwickeln. So kann festgesetzt werden, dass im Erdgeschoss an der
Straßenseite eine Wohnnutzung nicht oder nur ausnahmsweise zulässig ist (Nr. 1), oder dass
oberhalb eines im Bebauungsplan bestimmten Geschosses nur Wohnungen zulässig sind
(Nr. 2). Nr. 3 und Nr. 4 ermächtigen zu Festsetzungen dergestalt, dass ein bestimmter Anteil
der Geschossfläche nur für Wohnungen oder nur für gewerbliche Nutzungen zulässig ist.
Die Vorschrift stellt eine Ergänzung der Möglichkeit zur planerischen Feinsteuerung in § 1
Abs. 4 bis 10 dar.

V. Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 Abs. 2 BauGB

Die Anwendung des § 34 Abs. 2 BauGB auf urbane Gebiete, also faktischer Baugebiete, ist
aufgrund von Abgrenzungsschwierigkeiten10 gemäß § 245c Abs. 3 BauGB ausgeschlos-
sen.11

9 Siehe dazu ausführlich die Kommentierung bei § 6 Rn. 12 ff.
10 Im Gesetzgebungsverfahren wurden vom Bundesrat Abgrenzungsschwierigkeiten bei der Frage gesehen, wo das

faktische urbane Gebiet beginnt und wie weit es sich erstreckt.
11 BR-Drs. 806/1/16 S. 27, BT-Drs. 18/11439 Satz 5, 21.
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